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Wenn die Seele schreit 
Der Preis des vermeintlichen Wohlstandes – Gewinnmaximierung versus Menschlichkeit 

Text: Michael Leinenbach  Bilder Schwerpunkt: Luc-François Georgi

Diskriminierung, Mobbing und Gewalt treten in der heutigen 

Gesellschaft verstärkt als Reaktionen im beruflichen Alltag 

auf, so auch in den sozialen Berufen. Bereits der Mobbing-

Report von 2002 stellte fest, dass in sozialen Berufen der 

Mobbingrisikofaktor mit 2,8 am höchsten ist, während er 

z.B. in Reinigungs- und Entsorgungsberufen bei 0,5 und in 

landwirtschaftlichen Berufen bei 0,1 lag. 

Wie einfach ist es doch, einzelne Personen in den Mittel-
punkt zu stellen und damit von der gesellschaftlichen Ver-
antwortung abzulenken. In der Bundesrepublik Deutsch-
land steht für diesen gesellschaftlichen Umbau die Agenda 
2010, die von der rot-grünen Bundesregierung in den Jah-
ren 2003 bis 2005 umgesetzt wurde. Hintergrund der poli-
tischen Entscheidung war die Verlangsamung des Wachs-
tums der deutschen Volkswirtschaft im Vergleich zu den 
meisten internationalen Konkurrenten.1 
Die Agenda 2010 kann jedoch nicht losgelöst betrachtet 
werden. Es muss berücksichtigt werden, dass sie im Kon-
text zum Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt 
sowie zum Fiskalpakt entstand, der 1992 zur Vorbereitung 
der Währungsunion abgeschlossen wurde. Dieser enthielt 

u.a. die Begrenzung der Nettokreditaufnahme auf 3 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes und des Schuldenstandes 
auf 60 Prozent. Kurz nach der Einführung des Euro 2002 lag 
das Defizit u.a. in Deutschland über 3 Prozent. Es folgten 
weitere Massnahmen zur Verschärfung für alle Euro
länder – die sogenannte Schuldenbremse der Mitglieds-
staaten nahm seinen Anfang. In Deutschland wurden 
hierzu bereits im Jahr 2009 Fakten geschaffen. So wurden 
Bestimmungen in das Grundgesetz aufgenommen, mit de-
nen die Staatsverschuldung gebremst werden soll (Schul-
denbremse).2

Was sind die Auswirkungen dieser Entwicklung?
Wesentlich ist, dass die Schuldenbremse ausschliesslich 
der Ökonomisierung dient. Betroffen sind vor allem die 

Kommunen, da diese einen Grossteil der Sozialleistungen 
aufbringen. Mittlerweile gibt es Kommunen, die den lau-
fenden Betrieb/die laufenden Kosten nicht mehr aus eige-
ner Kraft finanzieren können. Um handlungsfähig zu blei-
ben, sehen Kommunen und Gemeindeverbände ihre 
Einsparmöglichkeiten vor allem im Bereich der freiwilli-
gen Leistungen, dazu zählen beispielsweise die Etats für 
Sozial- und Jugendhilfe. Es hat den Anschein, als bediene 
sich die Politik nunmehr mit der Schuldenbremse, die offi-
ziell als Massnahme zur Schuldenreduzierung ausgewie-
sen ist, im eigentlichen Sinne als Steuerung und Rückbau 
sozialer Leistungen. Gleichsam führt die Schuldenbremse 
eine seit Längerem betriebene bundesweite Zersplitterung 
der Leistungsgesetze im föderalen System, u.a. in den Be-
reichen Soziales, Kinder- und Jugend, Bildung und Wissen-
schaft, Heimrecht, Strafvollzug sowie Gesundheit, immer 
weiter fort.3

Warum diese Erläuterungen? 
War zunächst die gesellschaftliche Ausrichtung auf Wohl-
fahrtsstaatlichkeit ausgerichtet, so entwickelte sich in 
Deutschland seit dem Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt sowie dem Fiskalpakt im Jahr 1992 eine 
Abkehr vom Wohlfahrtsstaat hin zum sogenannten För-
dern und Fordern. Gerade in den letzten Jahren konnte be-
obachtet werden, wie diese Haltung gegenüber anderen 
europäischen Ländern massiv durchgesetzt wurde. Ein Er-
gebnis dieser Prozesse ist, dass die Politik mittlerweile 
durch den u.a. in Deutschland herrschenden angelsächsi-
schen Kapitalismus scheinbar nicht mehr in der Lage ist, 
soziale Belange ausreichend zu fordern und mit entspre-
chenden Finanzen und Personal auszustatten. An die 
Stelle der früheren Wohlfahrtsstaatlichkeit tritt allmäh-
lich eine soziale Kälte, die die BürgerInnen in ihrem tägli-
chen Leben mehr und mehr spüren.

Wenn HelferInnen zu Opfern werden 
Der angelsächsische Kapitalismus führt dazu, dass bishe-
rige soziale Dienstleistungen dahin gehend verändert 
werden, dass einerseits der Anspruch an die Einzelperson 
auf ein Mehr an Eigenverantwortung gelenkt wird und 
andererseits u.a. bedingt durch die Schuldenbremse der 
Personalbestand im sozialen Sektor radikal reduziert wird. 
In einem solchen Umfeld baut sich Aggression bei den 
Menschen auf, die diese als entsprechende Ventile benut-
zen. Gleichzeitig sind die HelferInnen im Berufsfeld der 
Sozialen Arbeit diejenigen, welche politische Entscheidun-
gen umsetzen müssen und dabei den unterschiedlichsten 
Formen von Aggressionen ausgesetzt sind, ob Diskriminie-
rung, Mobbing oder Gewalt. 
In seiner Publikation «Gesundheitsrisiko am Arbeits-
markt» vom September 2009 kommt das Statistische Bun-
desamt zum Ergebnis, dass Arbeit auch unabhängig von 
akuten Beschwerden als gesundheitlich belastend emp-
funden wird. Hier wird aus der Arbeitskräfteerhebung von 
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Wenn Gewinnmaximierung vor Menschlich-
keit und Individualisierung vor Gemein-
wohl steht, wird die Belastbarkeit des Ein-
zelnen in vielfältiger Form überschritten
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2007 zitiert, dass diese «auch untersucht, ob die Erwerbs
tätigkeit eine Belastung darstellt, die sich negativ auf das 
Wohlbefinden auswirkt – und zwar in körperlicher oder 
psychischer Hinsicht. Psychische Belastungen spielen im 
Arbeitsalltag eine grössere Rolle als körperliche. Jeder 
achte Erwerbstätige (12,3 %) gab an, bei der Arbeit psychi-
schen Belastungen ausgesetzt zu sein, die sich negativ auf 
das Wohlbefinden und damit auf die Arbeitsfähigkeit aus-
wirken. Die dominierenden Faktoren sind hierbei der Zeit-
druck und die Arbeitsüberlastung. 11,2 % der Erwerbstäti-
gen waren überwiegend aus diesen Gründen belastet. Mit 
deutlichem Abstand hierzu wurden spezifische personen-
bezogene Gründe wie Mobbing oder Belästigung (0,8 %) 
oder gar Gewalt oder Gewaltandrohung (0,3 %) genannt. 
Insgesamt zeigen sich hinsichtlich der psychischen Aus-
wirkungen nur geringe Unterschiede nach dem Ge-
schlecht. Frauen waren etwas häufiger Opfer von Mobbing 
(0,9 % im Vergleich zu 0,7 % der Männer), aber etwas selte-
ner Arbeitsbelastung und Zeitdruck ausgesetzt (10,1 % ge-
genüber 12,2 %).»4

In einer weiteren Untersuchung5 stellt das Statistische 
Bundesamt fest, dass 2013 insgesamt 21,3 % der Erwerbstä-
tigen angaben, unter einer psychischen Belastung zu lei-
den. Als häufigste Gründe wurden starker Zeitdruck und 
Arbeitsüberlastung angegeben. Der Anteil psychisch be-
lasteter Erwerbstätiger lag 2007 bei rund 16 %. Wird die 
Repräsentativstudie für die Bundesrepublik Deutschland 
aus dem Jahr 2002 hinzugezogen, in welcher der Mobbing-
risikofaktor mit 2,8 (der höchste Faktor aller Arbeitsberei-
che) für die sozialen Berufe vergeben wurde, so wird deut-
lich, wie stark betroffen die sozialen Berufe sind.

Resümee
Abschliessend kann festgestellt werden, dass Diskriminie-
rung, Mobbing und Gewalt in der heutigen kapitalisti-
schen Gesellschaft Auswirkungen sind, die von ebendieser 
Gesellschaftsform hervorgebracht werden. Wenn Ge-
winnmaximierung vor Menschlichkeit und Individuali-
sierung vor Gemeinwohl steht, wird die Belastbarkeit des 
Einzelnen in vielfältiger Form überschritten. Arbeitsbe-
dingungen und Stress können dazu führen, dass aus Fach-
kräften TäterInnen werden, sowohl gegenüber der Klientel 
wie auch gegenüber dem Team. Oftmals führen Struktu-
ren zu entsprechenden Handlungen aus Überforderung 
und Überlastung, wenn sich Fachkräfte allein gelassen 
fühlen. Der Preis des vermeintlichen Wohlstandes, der ge-

zahlt werden muss, ist oftmals ein «Schrei der Seele». Die-
ser «Schrei der Seele», der sich in unterschiedlichsten For-
men zeigt und der dem Menschen oftmals nur eine Mög-
lichkeit bietet, sich zu schützen: den Weg in die Krankheit 
in unterschiedlichsten Formen, in der oftmals die Opfer-
Täter-Rollen auch wechseln können.
Die Feststellungen des Statistischen Bundesamtes zeigen 
auf, dass die Rate der Betroffenen anlog der fortschreiten-
den Ökonomisierung steigt. Wenn die europäischen Ge-
sellschaften daran festhalten, diesen kapitalistischen Weg 
weiterzugehen, wird der zu zahlende Preis eine damit ein-
hergehende Erkrankung des Einzelnen sein. Soziale Arbeit 
beansprucht für sich, auf der Grundlage der Berufsethik zu 
handeln. Gerade die Orientierung auf die Berufsethik ver-
pflichtet die Soziale Arbeit, diese Missstände aufzuzeigen 
und den Verantwortlichen durch das Ziehen von roten Li-
nien Grenzen aufzuzeigen. Es ist daher an der Zeit, Diskri-
minierung, Mobbing und Gewalt nicht nur individuell auf 
die einzelne Person zu betrachten. Vielmehr müssen die 
Abhängigkeit der einzelnen Person vom System und die 
Verantwortung des Systems für Diskriminierung, Mob-
bing und Gewalt in den von ihm geschaffenen Strukturen 
verstärkt in den Fokus gerückt werden. 
Die Studien der Organisation Oxfam der beiden letzten 
Jahre stellen Erschreckendes fest: «2016 besassen 62 der 
reichsten Menschen so viel wie der ärmste Teil der Weltbe-
völkerung – ein Jahr später waren es sogar nur 8. Damit 
steht fest, dass das weltweite System des Kapitalismus die 
Menschheit in die Irre führt. Das ist ein eindeutiger Beleg 
dafür, dass dieses System nicht allen zu Wohlstand ver-
hilft, sondern nur wenigen dienlich ist.»6 Bleibt abschlies
send festzustellen: Wenn im beruflichen Kontext Diskri-
minierung, Mobbing und Gewalt verringert werden sol-
len, geht das zwingend einher mit der Forderung eines 
Systemwechsels innerhalb der Gesellschaft.�
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